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Fristlose Kündigung wegen Missbrauchs von Kundendaten 

 

Mit Urteil vom 15.01.2020 hat das Arbeitsgericht 

Siegburg (ArbG) entschieden, dass ein Daten-

missbrauch Grund für eine fristlose Kündigung 

sein kann. Dies könne unabhängig davon der 

Fall sein, was der Betroffene mit den Daten er-

reichen wollte.  

 

Im betreffenden Fall war der Kläger ehemaliger 

Mitarbeiter eines Softwareunternehmens. Der 

Kläger hatte Kundendaten verwendet, um dem 

Vorstand eines Kunden vermeintliche Sicher-

heitslücken zu demonstrieren und zu zeigen wie 

leicht und potenziell gefährlich Datenmiss-

brauch wäre. 
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Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
hiermit übersenden wir Ihnen unseren aktuellen 
Newsletter März 2020. 
 
Wie gewohnt erhalten Sie wichtige Entschei-
dungen aus der Rechtsprechung und praxis-
nahe Fälle. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
Ihre bpl Rechtsanwälte  
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Der Kläger lud mit einem privaten USB-Stick 

von einem verschlüsselten Rechner des Kun-

den Namen, Adressen und Bankverbindungen 

von zwei Vorstandsmitgliedern herunter. 

 

Die hierdurch erlangten Daten nutzte der ehe-

malige Mitarbeiter um von einem Computer in 

einem Spielcasino aus im Namen der Vor-

standsmitglieder Kopfschmerztabletten zu be-

stellen. Die Botschaft die er damit verbunden 

hatte war: Datenmissbrauch kann zu Kopf-

schmerzen führen.  

 

Die Arbeitgeberin kündigte dem Arbeitnehmer 

infolge dieses Vorfalls fristlos. Die darauf ge-

richtete Klage des Arbeitnehmers blieb erfolg-

los.  

Das Gericht führte aus, der Kläger sei als Arbeit-

nehmer dazu verpflichtet, Rücksicht auf die In-

teressen des Arbeitgebers zu nehmen. Durch 

sein Verhalten habe der Kläger das Vertrauen 

des Kunden in das Unternehmen, allerdings un-

abhängig von den Beweggründen, massiv be-

schädigt.  

 

Eine fristlose Kündigung sei demnach gerecht-

fertigt (ArbG Siegburg, Urt. v.15.01.2020, Az. 3 

Ca 1793/19).  

 

 

 

Bundesarbeitsgericht: Arbeitgeber trifft keine Pflicht zur  

Aufklärung wegen Beiträgen auf Betriebsrenten 

 

Mit Urteil vom 18.02.2020 hat das Bundesar-

beitsgericht (BAG) entschieden, dass Arbeitge-

ber nicht generell dazu verpflichtet sind, ihre 

Mitarbeiter über die auf Betriebsrenten fälligen 

Krankenkassenbeiträge aufzuklären. 

 

Der betroffene Kläger, der im Jahr 2014 in den 

Ruhestand ging, hatte 2003 eine Betriebsren-

tenversicherung abgeschlossen. Aufgrund einer 

Gesetzesänderung Anfang 2004 hatte er auf die 

Betriebsrente nun auch Beiträge zur Kranken- 

und Pflegeversicherung zu zahlen.  

 

Der Kläger trug vor, der Arbeitgeber hätte ihn 

über das laufende Gesetzgebungsverfahren in-

formieren müssen, da er sich in diesem Fall für 

eine andere Form der Altersvorsorge entschie-

den hätte.  

 

Das BAG vertritt diese Auffassung nicht. Der Ar-

beitgeber sei nicht verpflichtet gewesen den 

Kläger über die Gesetzesänderung zu informie-

ren.  

 

Seit diesem Jahr müssen Pensionäre auf ihre 

Betriebsrente erst oberhalb eines Freibetrags 

von ca. 160,00 EUR Krankenkassenbeiträge 

zahlen (BAG, Urt. v. 18.02.2020, Az. 3 AZR 

206/18). 
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Hinweis: Eine allgemeine Pflicht des Arbeitge-

bers, dem Arbeitnehmer Vermögensvorteile zu 

verschaffen oder ihn vor Vermögensnachteilen 

zu bewahren, besteht nicht. An bestimmten 

Stellen sieht das Betriebsrentengesetz jedoch 

eine Informationspflicht des Arbeitgebers vor.  

 

Diese besteht jedoch grundsätzlich nur in den 

gesetzlich geregelten Fällen, insbesondere des 

§ 4a BetrAVG. 

Fest steht jedoch, dass der Arbeitgeber bei  

erteilten Auskünften (verpflichtet oder nicht), 

dem Arbeitnehmer bei schuldhaft falschen oder 

unvollständigen Angaben auf Schadensersatz 

haftet.  

 

 

 

 

 

Kein Anspruch auf Arbeitszeugnis mit gleichem Wortlaut  

Arbeitnehmer eines Projekt-Teams hat keinen Anspruch auf identisches Arbeitszeugnis 

 

Das Arbeitsgericht Lübeck (ArbG) hat mit Urteil 

vom 22.01.2020 entschieden, dass ein Arbeit-

nehmer eines agilen Projekt-Teams keinen An-

spruch auf ein identisches Arbeitszeugnis wie 

die anderen Teammitglieder hat.  

 

Mitarbeiter könnten von ihrem Arbeitgeber bei 

Ausscheiden ein qualifiziertes Zeugnis verlan-

gen. Eine individuelle Leistung sei für den Ar-

beitgeber auch bei Teamarbeiten messbar. 

Diese festgestellte Leistung sei dann für die Be-

wertung im Zeugnis maßgeblich.  

 

Der Kläger war bei der Beklagten als Testinge-

nieur beschäftigt. Er arbeitete im Bereich Pro-

duct Qualification nach der sogenannten 

Scrum-Methode. Dabei handelt es sich um eine 

Form der agilen Arbeit, die weitestgehend auf 

fachliche Weisungen durch den Arbeitgeber an 

die jeweiligen Mitglieder verzichtet. Stattdessen 

ist eine Selbstregulierung und -kontrolle der Ar-

beitsgruppe gewünscht. 

 

Nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses er-

hielten der Kläger und ein weiteres Team-Mit-

glied Arbeitszeugnisse. Der Kläger trug vor, er 

sei schlechter als sein Kollege bewertet worden 

und verlangte von Arbeitgeber Anpassung sei-

nes Zeugnisses. Zur Begründung führte er an, 

dass die individuelle Arbeitsleistung im Scrum-

Team nur eine untergeordnete Rolle spiele, da 

es primär auf die Team-Ziele ankomme, und er 

daher einen Anspruch auf ein gleichlautendes 

Zeugnis habe. 

 

Das Arbeitsgericht wies die Klage ab, da es 

auch bei Arbeitsumgebungen unter der soge-

nannten Srum-Methode möglich sei eine indivi-

duelle Leistung der einzelnen Arbeitnehmer zu 

messen. Der Einsatz bestimmter moderner Ar-

beitsmethoden stehe einer individuellen Bewer-

tung nicht im Wege. Solche Arbeitsmethoden 

verhinderten schon im Grundsatz keine indivi-

duelle Leistungsbewertung.  
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Zudem könne es, so das Gericht, sogar wider-

sprüchlich sein, wenn sich der Kläger einerseits 

auf identisch ausgeübte und in gleicher Weise 

zu bewertende Tätigkeiten innerhalb einer agi-

len Arbeitsgruppe beziehe und andererseits 

verlange, bestimmte in besonderer Weise be-

wältigte Arbeitsaufgaben als herausgehoben zu 

kennzeichnen. (ArbG Lübeck, Urt. v. 

22.01.2020, Az. 4 Ca 2222/19).
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